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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sit-
zung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas 
Kreuzer, Reinhold Bocklet, Kerstin Schreyer-Stäb-
lein, Gudrun Brendel-Fischer, Karl Freller, Josef 
Zellmeier, Dr. Franz Rieger, Dr. Florian Herrmann, 
Erwin Huber, Jürgen Baumgärtner, Dr. Otmar 
Bernhard, Markus Blume, Alex Dorow, Norbert 
Dünkel, Alexander Flierl, Max Gibis, Christine 
Haderthauer, Klaus Holetschek, Dr. Martin Huber, 
Sandro Kirchner, Alexander König, Manfred Länd-
ner, Otto Lederer, Ludwig Freiherr von Lerchen-
feld, Andreas Lorenz, Walter Nussel, Dr. Hans 
Reichhart, Eberhard Rotter, Alfred Sauter, Martin 
Schöffel, Thorsten Schwab, Dr. Harald Schwartz, 
Jürgen Ströbel, Walter Taubeneder, Peter To-
maschko, Mechthilde Wittmann und Fraktion 
(CSU) 

Drs. 17/12132 

Konsequenzen aus dem Brexit besonnen ziehen – 
Für eine bessere EU-Politik! 

Die Mehrheit beim Referendum für den Austritt des 
Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union 
ist eine Entscheidung von historischer Dimension für 
Europa. Der Zusammenschluss der europäischen 
Staaten in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
hat Frieden und Freiheit, Wohlstand und Sicherheit für 
die Menschen in Europa gebracht. Die europäische 
Einigung ist ein Projekt, das die Zukunft für viele Ge-
nerationen sichern soll. Wir müssen daher jetzt die 
Weichen so stellen, damit die Erfolge der europäi-
schen Einigung fortgesetzt werden können. Dazu 
bedarf es einer Politik, die sich auf die Lösung der 
großen Probleme konzentriert und den Mitgliedstaa-
ten und Regionen wieder mehr Raum für die eigen-
verantwortliche Gestaltung gibt, ohne den erreichten 
Stand der Gemeinschaft in Frage zu stellen. 

Der Landtag ist daher der Auffassung, dass 

─ die Austrittsverhandlungen mit dem Vereinigten 
Königreich mit dem Ziel geführt werden müssen, 
dass trotz des Austritts Partnerschaft und Zu-
sammenarbeit mit der EU, in der NATO und der 
westlichen Wertegemeinschaft erhalten bleiben; 

─ die EU den Austrittswunsch der Bevölkerung, 
ausdrücklich abgefragt durch die britische Regie-
rung, zu respektieren und das Austrittsverfahren 
so zu betreiben hat, dass zwischen dem Vereinig-
ten Königreich und der EU so rasch wie möglich 
klare vertragliche Regelungen geschaffen werden; 

─ im Rahmen der Verhandlungen insbesondere im 
Hinblick auf den Binnenmarkt und die Handelsbe-
ziehungen dafür zu sorgen ist, dass für die bayeri-
sche Wirtschaft und die wirtschaftlichen Bezie-
hungen zum Vereinigten Königreich möglichst 
wenig Nachteile durch die Neuregelung entste-
hen; 

─ die EU unverzüglich Maßnahmen mit dem Ziel 
ergreifen muss, die Zustimmung der Bürgerinnen 
und Bürger zur europäischen Zusammenarbeit zu 
verbessern und zu stärken. Europa muss sich auf 
seine Kernkompetenzen konzentrieren und strikt 
das Subsidiaritätsprinzip einhalten. Nur wesentli-
che und sichtbare Ergebnisse bei der Lösung 
konkreter Sachfragen verbessern und stärken die 
Zustimmung der Bürgerinnen und Bürger zur Eu-
ropäischen Union. Hierzu gehören u.a. die Bewäl-
tigung der Flüchtlingskrise, die Verbesserung des 
Außengrenzschutzes, die Reform des gemeinsa-
men Asylsystems, die Terrorabwehr sowie die 
Stabilität der Eurozone und die Stärkung der In-
novationskraft und Wettbewerbsfähigkeit der eu-
ropäischen Staaten. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 


